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Verschafft die direkte Demokratie den Benachteiligten mehr
Gehoer? Der Einfluss institutioneller Rahmenbedingungen auf
die mediale Praesenz politischer Akteure
Abstract
This article examines how institutional context factors influence political actors' opportunities to express
their voice. For the empirical evaluation we draw on three decades of abortion debate in Switzerland,
Germany and the US. We show that institutionally conditioned power differentials considerably
determine the media standing of political actors. This puts particulary emerging civil society actors, such
as social movements, at a disadvantage. For the Swiss case, however, we argue that direct democratic
procedures countervail this effect, as they allow outsiders to make their mark in the public debate.
Moreover, we find that the political parties, which are known to have a rather weak position in the Swiss
institutional framework, also benefit from this. With our article we wish to support the call for a
contextualisation of political communication research in terms of an "institutional turn" and to highlight
the potential of comparative studies in this field.
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Verschafft die direkte Demokratie den 
Benachteiligten mehr Gehör? Der Einfluss 
institutioneller Rahmenbedingungen auf die 
mediale Präsenz politischer Akteure
Dominic Höglinger
Universität Zürich
Dieser Aufsatz untersucht den Einfluss politisch-institutioneller Kontextfaktoren auf 
die Artikulationschancen politischer Akteure in der Öffentlichkeit. Als empirische 
Grundlage dient eine Inhaltsanalyse der Schwangerschaftsabbruchdebatte in der 
Schweiz im Vergleich mit Deutschland und den USA über einen Zeitraum von drei 
Jahrzehnten. Es wird aufgezeigt, dass institutionell bedingte Machtdifferentiale – ver-
mittelt über mediale Selektionslogiken – in hohem Masse die öffentliche Präsenz der 
Akteure, ihr mediales Standing, bestimmen. Dies benachteiligt insbesondere zivilge-
sellschaftliche Herausforderer, wie etwa soziale Bewegungen. Direktdemokratische 
Verfahren, so wird weiter argumentiert, wirken in der Schweiz diesem Effekt jedoch 
entgegen, indem sie den Aussenseitern Möglichkeiten zur Profilierung und Etablie-
rung bieten. Davon profitieren ebenfalls die Parteien, welchen in der Schweiz an-
sonsten eine schwache institutionelle Stellung attestiert wird. Mit seinen Ergebnissen 
stützt der Aufsatz schliesslich die Forderung nach einer Kontextualisierung politischer 
Kommunikationsforschung im Sinne eines “institutional turn” und zeigt das Potenzial 
einer komparativen Vorgehensweise auf.
KeyworDs: Comparative Political Communication • Public Sphere • Direct Democ-
racy • Abortion
Einleitung
Politik ist in einem demokratischen Staat auf massenmediale Öffentlich-
keit angewiesen und ohne diese nicht vorstellbar. Dies gilt umso mehr, 
1 Ich danke Jürgen Gerhards für die bereitwillige Zur-Verfügung-Stellung der Daten für 
Deutschland und die USA. Mein Dank geht ebenfalls an die beiden anonymen Gutacher für 
ihre hilfreichen Anregungen und Kritik.
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als sich ihr Stellenwert im Zuge der fortschreitenden Mediatisierung mo-
derner Gesellschaften zunehmend erhöht (Sarcinelli 1998). Öffentlichkeit 
ist in zeitgenössischen westlichen “Publikumsdemokratien” (Manin 1995) 
zu einem zentralen Ort politischer Auseinandersetzung geworden und die 
Frage nach ihrer Herstellung erfährt denn auch vermehrt wissenschaftliche 
Aufmerksamkeit. Der vorliegende Aufsatz situiert sich in diesem Feld 
der politischen Kommunikationsforschung, indem er nach den Faktoren 
fragt, welche den Zugang zur Öffentlichkeit und damit die mediale Präsenz 
politischer Akteure bestimmen. Der Fokus liegt dabei auf den durch das 
politische System und die institutionellen Eigenheiten eines Landes vorge-
gebenen Rahmenbedingungen. Damit soll dazu beigetragen werden, eine 
gewichtige Lücke in diesem Forschungsfeld zu verkleinern, wie dies von 
einem prominenten Vertreter des Fachs kritisch diagnostiziert wird: 
“Der Handlungsspielraum für politische Kommunikation ist zwar nicht politisch-
institutionell oder politisch-kulturell determiniert. Er ist aber viel pfadabhängiger 
und von der Eigenlogik der jeweiligen institutionellen Bedingungen mehr beein-
flusst, als dies in vielen Arbeiten der politischen Kommunikationsforschung zum 
Ausdruck kommt.” (Sarcinelli 2005: 24–25)
Einzig ein vergleichend angelegtes Untersuchungsdesign erlaubt es jedoch, 
den länderspezifischen politisch-institutionellen Kontext systematisch als 
erklärenden Faktor einzubeziehen. Was andernorts ein selbstverständli-
ches Vorgehen ist, wird in der immer noch relativ jungen politischen Kom-
munikationsforschung zwar oft gefordert, bis in neuester Zeit aber leider 
(noch) zu selten umgesetzt (vgl. Pfetsch und Esser 2003). Basierend auf 
einer quantitativen Inhaltsanalyse von Qualitätszeitungen, welche die Ab-
treibungsdebatte in der Schweiz im Vergleich mit derjenigen in den USA 
und Deutschland von den 1970ern bis in die jüngste Zeit untersucht, setzt 
sich der vorliegende Aufsatz genau dies zum Ziel und ermöglicht damit 
eine solche von Sarcinelli geforderte Kontextualisierung im Sinne eines 
“institutional turn” politikwissenschaftlich akzentuierter politischer Kom-
munikationsforschung für die Schweizer Öffentlichkeit.2
2 Hierfür wurden die im Rahmen einer umfangreichen Studie für Deutschland und die 
USA erhobenen Daten (Ferree et al. 2002; Gerhards, Neidhardt und Rucht 1998) mit einem 
vom Autor erstellten Datensatz für die Schweiz kombiniert. Durch diese Erweiterung der 
bestehenden Studie um ein weiteres Land ergibt sich auch die Schwerpunktsetzung des 
Aufsatzes auf den schweizerischen institutionellen Kontext mit besonderer Berücksichti-
gung der direktdemokratischen Institutionen. Für eine vertiefte Auseinandersetzung aus-
schliesslich mit Deutschland und den USA sei auf die beiden oben genannten Publikationen 
verwiesen. 
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Auch in der “klassischen” Politikwissenschaft lassen sich blinde Fle-
cken feststellen. So ignoriert diese die öffentliche Arena als Handlungsfeld 
politischer Akteure und ihre Wechselwirkungen mit dem institutionellen 
Kontext weitgehend. Dies trifft auch auf die Beantwortung der Frage zu, 
welchen Akteuren die direktdemokratischen Institutionen Vor- oder Nach-
teile verschaffen. In der Bewegungsforschung wird argumentiert, dass die 
dadurch induzierte Öffnung des politischen Systems organisationsfähigen 
Aussenseitern wie Interessengruppen und sozialen Bewegungsakteuren 
zugute komme und diesen den Zugang zum Entscheidungsprozess er-
leichtere (Kriesi et al. 1995; Giugni 2006). Leidtragende hingegen – so die 
traditionelle Lehrmeinung – seien die Parteien, welchen das Monopol po-
litischer Entscheidung entzogen wird und die dadurch weiter geschwächt 
würden. Obwohl an letzterer These in jüngster Zeit empirisch fundierte 
Kritik angebracht wurde (Ladner und Brändle 1999), bleibt dennoch eine 
“rather mystifying sympathy” (ebd.: 288) für sie wirkungsmächtig. Im vor-
liegenden Aufsatz wird diese These für die öffentliche Arena überprüft: 
Welche politischen Akteure profitieren in der Öffentlichkeit von einem mit 
direktdemokratischen Prozeduren ausgestatteten institutionellen Kontext, 
und welche erleiden Nachteile? Die Resultate stützen die Kritiker, indem 
sie keine Schwächung, sondern gar eine Stärkung der Parteien durch di-
rektdemokratische Verfahren aufzeigen.
Die Debatte um die gesetzliche Regelung des Schwangerschaftsab-
bruchs ist für die Untersuchung dieser Fragen besonders geeignet. Das 
Thema wurde in allen drei berücksichtigten Ländern von einem vielfäl-
tigen Akteursfeld während des gleichen Zeitraums dauerhaft sowie kon-
trovers diskutiert und durchlief wiederholt die verschiedenen Phasen des 
politischen Prozesses. Dies ermöglicht überhaupt erst eine vergleichende 
Analyse über einen langen Zeitraum von mehr als 30 Jahren. Eine solche 
erlaubt es, langfristige Wandlungsprozesse, indirekte Systemwirkungen 
und damit auch das “Alltägliche” politischer Kommunikation zu erfor-
schen, wie Donges (2005: 12) dies fordert. Die Länderauswahl stellt die 
halbdirektdemokratische Schweiz als Idealtypus der Lijphartschen Kon-
sensusdemokratie einem mehrheitsdemokratischen, präsidialen (USA) und 
einem stärker konsensualen und parlamentarischen System (Deutschland) 
gegenüber.3
3 Ich stütze mich bei dieser Einteilung auf die “executives-parties”-Dimension des Lij-
phartschen Index zur Konsensus-/Mehrheitsdemokratie (Lijphart 1999: 312).
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Zum weiteren Aufbau des Aufsatzes: Nach der Konzeptualisierung 
massenmedialer Öffentlichkeit als Arena politischer Auseinandersetzung 
und der Einführung des Konzepts des Standings werden die beiden lei-
tenden Hypothesen näher ausgeführt. In einem ersten Schritt wird mit Be-
zug auf mediale Selektionslogiken postuliert, dass die öffentliche Präsenz 
politischer Akteure weitgehend ein Abbild ihrer Machtfülle im politischen 
System ist. Dies bevorteilt zum einen etablierte politische Akteure gegen-
über zivilgesellschaftlichen Aussenseitern. Zum anderen lässt sich diese 
These auch differenzierter bei den Insidern des politischen Systems prüfen: 
Der gleichen Logik folgend sollten sich nämlich institutionell bedingte Sta-
tus- und Machtdifferentiale zwischen den etablierten politischen Akteuren 
– Parteien, Parlament, Regierung und Justiz – ebenfalls auf die mediale Prä-
senz auswirken. In einem zweiten Schritt wird argumentiert, dass direktde-
mokratische Prozeduren diesem Effekt entgegenwirken. Diese erleichtern 
den ausserhalb des politischen Systems agierenden zivilgesellschaftlichen 
Akteuren nicht nur kurzfristig den Zugang zur Öffentlichkeit, sondern för-
dern dadurch auch deren dauerhafte Etablierung als relevante Sprecher in 
der öffentlichen Debatte. Die grundsätzliche Benachteiligung von Aussen-
seitern des politischen Systems wird somit in einem Entscheidungssys-
tem halbdirekter Demokratie und durch die Nutzung direktdemokratischer 
Prozeduren wettgemacht oder zumindest beträchtlich abgeschwächt. Nach 
der Präsentation und Diskussion der empirischen Resultate schliesst der 
Aufsatz mit einem Fazit über die gewonnenen Erkenntnisse.
Der Einfluss institutioneller Kontextfaktoren auf das mediale Stand-
ing politischer Akteure
Massenmediale Öffentlichkeit und die sich in ihr manifestierende öffent-
liche Meinung sind in der zeitgenössischen Form repräsentativer Demo-
kratie als einer “démocratie du public” (Manin 1995) ein zentraler Refe-
renzpunkt sowohl für die wählende und abstimmende Bevölkerung, wie 
auch für politische Entscheidungsträger. Mit der Abnahme traditionell 
gefestigter Parteibindungen und der steigenden Volatilität des Wahl- und 
Abstimmungsentscheides bedienen sich Bürgerinnen und Bürger zur Ori-
entierung und Information über politische Themen und Akteure zuneh-
mend der Massenmedien, welche so ihre Präferenzfindung je nach Kontext 
entscheidend prägen können. Dieser Einfluss “veröffentlichter Meinung” 
(Neidhardt 1994: 25–27) auf das Publikum führt dazu, dass öffentliche 
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Aufmerksamkeit und Zustimmung zu hart umkämpften Gütern von poli-
tischen Akteuren werden, und zwar bei weitem nicht nur vor den Wahlen. 
Wem es gelingt, die Öffentlichkeit so zu beeinflussen, dass seine Themen 
auf seine bevorzugte Art und Weise dargestellt werden, der gewinnt da-
durch auch an Gewicht im politischen Entscheidungsprozess (Gerhards 
1993: 27; Gamson 2004: 243; Kriesi 2003: 209; Jacoby 2000: 751). Dieser 
Weg über die Öffentlichkeit ist für Akteure, welche über keinen direkten 
Zugang zum politisch-administrativen System verfügen, zudem oft die 
einzige Möglichkeit der politischen Einflussnahme (Beyeler und Kriesi 
2005: 103).
Aus einer akteurszentrierten Perspektive lässt sich massenmediale Öf-
fentlichkeit deshalb als “master forum” (Ferree et al. 2002: 10) politischer 
Auseinandersetzung beschreiben und als Arena konzeptualisieren, in wel-
cher sich unterschiedliche Sprecher, über Kommunikateure vermittelt, vor 
einem Publikum äussern (Neidhardt 1994: 7). Die Sprecher sind dabei in 
aller Regel kollektive politische Akteure wie Regierung, Parlament, Par-
teien, Interessenverbände oder soziale Bewegungen. Die Kommunikateure 
sind die Journalisten, indem sie diese extramedialen Sprecher in ihrer Be-
richterstattung zu Wort kommen lassen. Das Publikum, an welche sich die 
Sprecher und Kommunikateure in der öffentlichen Arena richten, wird 
durch die potentielle Gesamtheit der Bürgerinnen und Bürger eines demo-
kratischen Staates gebildet.
Um eine öffentliche Debatte in ihrem Sinne beeinflussen zu können, 
bemühen sich politische Akteure in dieser Arena um mediales Standing, 
um “having a voice in the media” (Ferree et al. 2002: 13). Dieses Ziel, sich 
als Sprecher in der Öffentlichkeit äussern zu können, ist nicht trivial, denn 
die Zugangsbarrieren sind – gerade bei den in diesem Aufsatz untersuchten 
Qualitätsmedien – äusserst hoch, und einzig als passives Objekt Erwäh-
nung zu finden, wie dies etwa einer Gruppe Demonstranten widerfahren 
kann, über deren Protest zwar berichtet wird, dessen Ziele und Inhalte aber 
nicht vermittelt werden, reicht dazu nicht aus.4
Mediales Standing ist vor allem deshalb so wichtig, weil es einem 
Akteur das Framing einer Debatte, die Verbreitung und Etablierung von 
favorisierten Deutungsmustern ermöglicht. Diese sind strukturierende ko-
gnitive Schemata, welche die Wahrnehmung eines politischen Streitgegen-
standes ermöglichen und anleiten. Sie richten dabei die Aufmerksamkeit 
4 Standing ist somit um einiges voraussetzungsreicher als das Konzept der “visibility” von 
Koopmans und Statham (2000: 144).
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auf bestimmte Aspekte und vernachlässigen andere, tragen implizite Vor-
annahmen und Bewertungsmassstäbe mit sich und favorisieren dadurch 
bestimmte Problemlösungen und Handlungsanweisungen, während sie an-
dere ausblenden oder weniger attraktiv erscheinen lassen (Entman 1993: 
52; Gamson 1989: 157). Eine öffentliche Debatte kann so auch als “fra-
ming contest” (Gamson 2004: 245), als Kampf der involvierten Akteure 
um die Deutungshoheit über ein bestimmtes Thema und damit letztlich 
um die Zustimmung des Publikums verstanden werden. Zur Wirkung von 
konkurrierenden Frames auf die individuelle Einstellung gibt es inzwi-
schen einige empirische Belege, auch wenn die Effekte in einer solchen 
kompetitiven Situation – wie es einer öffentlichen Debatte entspricht – von 
verschiedenen Nebenbedingungen abhängen und je nach Kontext variieren 
(Zaller 1992: Kap. 9; Brewer und Gross 2005; Chong und Druckman 2007; 
skeptisch Sniderman und Theriault 2004). Das Framing kann zudem poli-
tische Entscheidungen beeinflussen, weil die Medienberichterstattung von 
der politischen Elite als Indikator für die öffentliche Meinung aufgefasst 
wird und sie ihr Handeln daran orientiert (Herbst 1998: 156). Ein hohes 
mediales Standing ist zwar nicht die einzige Möglichkeit, seine Frames 
durchzusetzen – auch Journalisten treten fallweise stellvertretend für jene 
Akteure als Sprecher auf, welche sich nicht aus eigener Kraft äussern – es 
ist aber dennoch einer der wichtigsten Faktoren, um den “framing contest” 
erfolgreich zu bestehen.
Vor diesem Hintergrund situiert sich die leitende Forschungsfrage, wie 
politisch-institutionelle Kontextfaktoren das mediale Standing politischer 
Akteure beeinflussen. Als relativ stabile und dauerhafte Einrichtungen 
prägen sie die grundlegenden Züge und bleibende Charakteristik der poli-
tischen Kommunikation eines Landes. Um dieser langfristigen Perspektive 
gerecht zu werden, wird für die hier verfolgte empirische Analyse bewusst 
ein ausgedehnter Zeitraum untersucht. Zeitlich stark variable Faktoren oder 
gar individuelle Eigenschaften eines Sprechers, wie z. B. Charisma, sind in 
einem begrenzten Debattenzyklus mit einer relativ stabilen Personenkons-
tellation zwar durchaus einflussreich (Wolfsfeld und Sheafer 2006), bei 
der Betrachtung langfristiger und länderspezifischer Unterschiede in der 
medialen Präsenz einzelner Akteurskategorien ist es allerdings durchaus 
vertretbar, diese auszublenden.
Dies lässt sich sicherlich nicht für den Einfluss medialer Faktoren 
behaupten. Die hier präsentierten Resultate zum Einfluss politisch-insti-
tutioneller Rahmenbedingungen verstehen sich denn auch vielmehr als 
notwendige Ergänzung dieses Forschungsstrangs, ohne den Einfluss des 
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Mediensystems auf die politische Kommunikation in Abrede stellen zu 
wollen. Sie ermöglichen ebenfalls keine systematische Gegenüberstellung 
von politisch-institutionellen vs. medialen Faktoren, da das gewählte For-
schungsdesign mit seiner Einschränkung auf ein ganz spezifisches Segment 
des Mediensystems (Qualitätsmedien) allfällige auf den medialen Kontext 
rückführbare Differenzen bewusst zu minimieren versucht. Dessen Ein-
fluss wird deshalb tendenziell unterschätzt (vgl. Gamson 2004: 306). Wenn 
im Folgenden dennoch wiederholt auf mediale Einflussfaktoren eingegan-
gen wird, dann im Sinne einer Kontrolle, inwiefern sich die vorgefunde-
nen Ergebnisse auch mit Rückgriff auf diese erklären lassen. Hierfür wird 
hauptsächlich auf Hallin und Mancinis (2004) Mediensystemtypologie ab-
gestützt, welche ein polarisiert-pluralistisches, ein demokratisch-korpora-
tistisches sowie ein liberales Modell unterscheidet, die jeweils auf den vier 
Dimensionen Entwicklung des Medienmarktes, journalistische Professio-
nalisierung, staatliche Regulierung und politischer Parallelismus vonein-
ander abweichen. Diese Dimensionen lassen sich auf politisch-instituti-
onelle Variablen zurückführen, wie die Rolle des Staates, Konsensus- vs. 
Mehrheitsdemokratie, Korporatismus vs. Pluralismus oder die Polarisie-
rung des Parteiensystems. Das deutsche und das Schweizer Mediensys-
tem werden davon ausgehend dem demokratisch-korporatistischen Modell 
zugeordnet und grenzen sich ab vom liberalen Mediensystem der USA, 
welchem sie sich als Folge des weitgehend vollzogenen Abschieds von der 
traditionellen Parteipresse und im Prozess der zunehmenden Kommerzia-
lisierung allerdings mehr und mehr annähern (Hallin und Mancini 2004: 
70–71, 294–95).
In den folgenden Abschnitten soll nun ausgeführt werden, über welche 
Mechanismen sich die politisch-institutionellen Faktoren auf das mediale 
Standing von politischen Akteuren auswirken. Ebenfalls wird ein hinrei-
chend detailliertes Bild der unterschiedlichen politisch-institutionellen 
Rahmenbedingungen in den drei untersuchten Ländern entworfen, um da-
von ausgehend deren jeweils erwarteten Auswirkungen auf das mediale 
Standing zu konkretisieren.
Status und politische Macht als Hauptdeterminanten 
des medialen Standings
(1) Etablierte politische Akteure vs. zivilgesellschaftliche Herausforde-
rer.–––In der massenmedialen Öffentlichkeit werden die Karten nicht neu 
gemischt. Status und Macht in der politischen Entscheidungsarena über-
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setzen sich über mediale Selektionslogiken in Zugang zur Öffentlichkeit, 
sprich Aufmerksamkeit: Politisches Standing führt so zu medialem Stan-
ding (Wolfsfeld und Sheafer 2006: 338). Die Ausgangsbedingungen im 
Wettstreit um mediales Standing unterscheiden sich deshalb unter den po-
litischen Akteuren sehr deutlich. Um dies aufzuzeigen, wird die folgende 
theoretische Unterteilung der in der öffentlichen Arena aktiven Akteure 
benutzt (u. a. Kriesi 2003: 212): 
Die etablierten politischen Akteure zeichnen sich dadurch aus, dass sie 
institutionalisierten Zugang zum politisch-administrativen System besit-
zen. Sie sind entweder selbst politische Entscheidungsträger oder verfügen 
über direkte Kanäle zu diesen. Zu ihnen gehören die staatlichen Akteure 
(Regierung und Verwaltung, Parlament, Justiz) sowie die Parteien. Je nach 
Politikfeld und länderspezifischem Grad an korporatistischer Verflechtung 
lassen sich auch wichtige Interessengruppen, wie etwa die Spitzenverbän-
de von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, hier zuordnen. Diese spielen bei 
der Schwangerschaftsabbruchregelung jedoch nur eine marginale Rolle 
und sind bei diesem Issue auch nicht die privilegierten Ansprechpartner 
der Politik, wie dies bei sozial- oder wirtschaftspolitischen Fragen oft der 
Fall ist.
Die Aussenseiter des politischen Systems müssen sich in erster Linie 
über die Öffentlichkeit Gehör verschaffen, um politischen Einfluss aus-
üben zu können. Bei dieser recht heterogenen Kategorie von Herausfor-
derern handelt es sich einerseits um organisierte Akteure wie partikulare 
Interessenvertretungen, Kirchen, Wohlfahrtsverbände, kulturelle Einrich-
tungen und soziale Bewegungsorganisationen.5 Aber auch Einzelpersonen, 
wie Experten, oder die kulturelle Prominenz lassen sich hier einordnen. 
Damit umfasst diese Kategorie ziemlich genau das, was Habermas (1994: 
429–31) die Peripherie des politischen Systems nennt und dessen Kern für 
ihn die Zivilgesellschaft ausmacht.
Die Medien schliesslich nehmen in der Öffentlichkeit eine doppelte 
Rolle ein: Einerseits bestimmen die in diesen institutionellen Kontext ein-
gebetteten Journalisten als Gatekeeper, wer in der massenmedialen Are-
na zu Wort kommt, indem sie Zitate und Paraphrasierungen von anderen 
Sprechern selektiv auswählen und zu einem Text arrangieren. Andererseits 
5 Einzelne Vertreter dieser Kategorie können allerdings durchaus auch über direkte (in-
formelle) Zugänge zum politischen System verfügen und sind damit weniger auf Öffent-
lichkeit angewiesen, hier wäre etwa an schlagkräftige Interessenorganisationen mit einem 
effektiven Inside-Lobbying zu denken. Die Abgrenzung zu den etablierten politischen Ak-
teuren lässt sich deshalb realiter nur graduell vornehmen.
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können sie sich auch explizit wertend einbringen und auf diese Weise 
selbst zu aktiven Sprechern werden (Kommentare). Da uns lediglich die 
öffentliche Präsenz von extramedialen politischen Akteuren interessiert, 
wird auf diesen zweiten Aspekt hier nicht weiter eingegangen.
Etablierte politische Akteure sind hinsichtlich des Zugangs zur Öffent-
lichkeit gegenüber Aussenseitern grundsätzlich im Vorteil. Dies kann mit 
nachrichtenwertgeleiteten medialen Selektionslogiken (Staab 1990) be-
gründet werden, welche etablierten politischen Akteuren aufgrund ihrer 
einflussreichen Funktion und ihres Status privilegierten Zugang zur Öf-
fentlichkeit verschaffen (Tresch 2007: 63; Schmitt-Beck und Pfetsch 1994: 
133). Dies gilt ebenfalls für die von ihnen im institutionellen Kontext pro-
duzierten Ereignisse, was dieser Akteursgruppe auch eine führende Rolle 
beim Agenda-Setting ermöglicht. Gleichgerichtete Erwartungen hinsicht-
lich des Standings formuliert die empirisch fundierte Indexing-Hypothese 
(Bennett 1990; Livingston und Bennett 2003), welche postuliert, dass sich 
Journalisten routinemässig auf Mitglieder der politischen Elite als Infor-
mationsquelle abstützen und lediglich in Ausnahmefällen von diesem Ver-
haltensmuster abweichen.
Zwar können sich Herausforderer und Aussenseiter des politischen Sys-
tems mit Hilfe von spektakulären Aktionen – sei es durch Überraschung, 
Militanz oder Masse – ebenfalls Aufmerksamkeit verschaffen, allerdings 
steigt damit zugleich das Risiko, dass vor allem über die Aktion selbst und 
kaum über politische Ziele und Inhalte berichtet wird (Imhof und Eisen-
egger 1999: 218). Zudem können diese Strategien auf Dauer nur schwer 
aufrechterhalten werden, da sie sich mit der Zeit abnützen und gleichzei-
tig sehr ressourcenaufwändig sind. Macht und Status hingegen entfalten 
ihre Wirkung dauerhaft und erfordern nicht einmal zwingend aktive Be-
mühungen seitens der damit ausgestatteten etablierten politischen Akteure. 
Diesen und den von ihnen produzierten Ereignissen kommt die öffentliche 
Aufmerksamkeit aufgrund ihrer Funktion schon weitgehend automatisch 
zu. Zudem verfügen sie in der Regel auch noch über beträchtliche per-
sonelle und finanzielle Ressourcen, welche sie bei Bedarf zusätzlich ein-
setzen können. Die zivilgesellschaftlichen Akteure sind aus diesen Grün-
den beim medialen Standing gegenüber etablierten politischen Akteuren 
grundsätzlich im Nachteil, dies die Ausgangshypothese.
(2) Parteien, Regierung, Parlament und Justiz: Insider des politischen 
Systems unter sich.–––Die oben dargelegte Hypothese lässt sich in einem 
zweiten Schritt auch zur Binnendifferenzierung spezifisch auf die Akteure 
des politischen Systems anwenden. Deren unterschiedliche mediale Prä-
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senz, so ist analog zu erwarten, spiegelt zu grossen Teilen die institutionell 
bedingten Machtdifferentiale zwischen diesen einzelnen Akteuren wider. 
Als institutionelle Kontextfaktoren finden dabei im Folgenden insbesonde-
re das Regierungssystem, die Stellung der Judikative sowie das Parteien-
system Beachtung.6
In Deutschland lässt sich die Stellung der Parteien überspitzt mit dem 
von Gerhard Leibholz geprägten Begriff des “Parteienstaats” auf den Punkt 
bringen (Beyme 1999: 150). Die den Parteien von der Verfassung zugewie-
sene staatstragende Rolle, ihre grosszügige Finanzierung durch die öffent-
liche Hand, ihr Einsitz in Aufsichtsgremien des öffentlichen Rundfunks 
und des Fernsehens sind unter den drei untersuchten Ländern einzigartige 
institutionell-rechtliche Privilegien. Zudem zeichnen sich die deutschen 
Parteien durch eine straffe und hierarchische Organisation sowie eine im 
internationalen Vergleich hohe Mitgliederzahl aus. Die von der parlamen-
tarischen Mehrheit gestellte deutsche Regierung kann sich deren Unterstüt-
zung aufgrund der strikten Fraktionsdisziplin in aller Regel sicher sein und 
besitzt deshalb einen grossen Handlungsspielraum, ist andererseits aber 
auch auf das Vertrauen ihrer Parlamentsmitglieder angewiesen. Diese Ver-
schmelzung von Exekutive und Legislative unter Leitung der koalierenden 
Parteien verstärkt den Einfluss letzterer noch weiter.
Das präsidentielle Regierungssystem der USA benötigt keine partei-
politische Bündelung von Mehrheiten für eine funktionierende Exekuti-
ve, und die einzelnen Senatoren und Abgeordneten sind durch das Mehr-
heitswahlrecht stark an ihre multiplen Elektorate zurückgebunden, die oft 
sich widersprechende Ansprüche einfordern. Die Kandidaten sind für ihre 
Wahlkampffinanzierung in der Regel selbst zuständig, und eine zentrale 
Steuerung auf nationaler Ebene findet nur bei Präsidentschaftswahlkämp-
fen statt. Ansonsten sind die institutionell am stärksten bestimmten organi-
satorischen Einheiten der Parteien die “state parties” (Strünck 2000: 204–
05). Eine Disziplinierung von “Abweichlern” ist unter diesen Umständen 
schwierig und findet faktisch denn auch kaum statt. Um die Einheit nach 
aussen dennoch zu wahren, werden parteipolitische Statements zu kontro-
6 Der Grad an Föderalismus, ein weiterer potenziell einflussreicher institutioneller Fak-
tor, wird aufgrund unzureichender Varianz bei den gewählten Fällen nicht berücksichtigt. 
Weiter scheinen sich stärker konsensusdemokratische Entscheidungssysteme (idealtypisch 
die Schweiz, sowie in geringerem Masse auch Deutschland) gegenüber Mehrheitssystemen 
(USA) durch eine inhaltliche Mässigung der Debatte auszuzeichnen (Höglinger 2007: 32–
35; zum theoretischen Argument vgl. Marcinkowski 2005: 351). Ein eindeutiger Effekt auf 
das hier im Zentrum stehende mediale Standing der Akteure ist hingegen wenig plausibel.
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versen Themen, wie gerade auch die Abtreibungsregelung, möglichst ver-
mieden (Ferree et al. 2002: 67–69). Die beiden grossen Parteien der USA 
sind somit hochgradig fragmentiert und dezentralisiert, ihre Stellung im 
politischen System folglich eher schwach. Die US-Regierung hingegen ist 
mit weit reichenden Befugnissen ausgestattet und besitzt einen hohen Grad 
an Unabhängigkeit, dafür kann sie sich aber im Gegensatz zu ihrem deut-
schen Pendant der Gefolgschaft der Legislative nicht sicher sein. Für sie 
ist ein “going public” deshalb eine nahe liegende Strategie, um öffentliche 
Zustimmung für ihre Position zu erhalten und somit ihre Stellung vis-à-
vis der Legislative zu verbessern und ihre Handlungsfähigkeit zu erhöhen 
(Pfetsch 2003: 70–71).
Auch in der Schweiz wird den Parteien generell eine schwache Stellung 
im politischen System attestiert. Sie unterliegen im Gegensatz zu Deutsch-
land keiner speziellen Gesetzgebung und sind rechtlich als Vereine orga-
nisiert. Mit Ausnahme der Fraktionsbeiträge des Bundes werden sie auch 
nicht staatlich finanziert (Linder 2003: 501). Das Parteiensystem ist weiter 
wie in den USA stark vertikal fragmentiert, allerdings zusätzlich auch noch 
horizontal mit einer grossen Anzahl an Parteien. Wie abweichende Abstim-
mungsparolen regelmässig zeigen, handeln die kantonalen Sektionen rela-
tiv autonom von der Bundespartei und lassen sich oft nur schwer auf eine 
gemeinsame politische Linie verpflichten (Ladner 2002: 215). Die direkte 
Demokratie, die den Parteien das Monopol politischer Entscheidung ent-
zieht, sowie die Konkordanz, welche die Bedeutung der Parteienkonkur-
renz verringert, werden als weitere institutionelle Faktoren gesehen, welche 
die Parteien schwächen – auch wenn sich diesen dadurch Möglichkeiten 
zur medialen Inszenierung und Profilierung in Abstimmungskämpfen er-
geben (Ladner 2005: 59). Die fehlende Professionalisierung aufgrund des 
Milizsystems und die zwar je nach Partei variierende, insgesamt aber ge-
ring ausgeprägte Fraktionsdisziplin im Parlament bestätigen das Gesamt-
bild einer eher schwachen Rolle der Parteien im politischen System. Die 
Exekutive, der kollegial entscheidende siebenköpfige Bundesrat, wird 
zwar vom Parlament auf Zeit gewählt, schuldet diesem aber anders als in 
Deutschland keine Rechenschaft und geniesst damit formell einen hohen 
Grad an Unabhängigkeit. Die starke Stellung des Bundesrats wird aller-
dings durch die direktdemokratischen Instrumente eingeschränkt, welche 
ihn dazu drängen dürften, ähnlich wie die US-Regierung, um öffentliche 
Zustimmung für seine Gesetzesvorlagen zu werben.
Auch wenn zwischen den USA und Deutschland Unterschiede zwi-
schen den Justizsystemen bestehen – dasjenige in den USA ist stärker de-
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zentralisiert und einzelfallorientierter (Ferree et al. 2002: 64–66) – so hat 
die Judikative in beiden Ländern eine machtvolle Stellung inne. Umstrit-
tene Gesetze gelangen regelmässig vor die obersten Gerichte, welche über 
deren Recht- und Verfassungsmässigkeit entscheiden und in Deutschland 
gar die Leitlinien für zukünftige gesetzgeberische Tätigkeiten explizit fest-
legen können. Anders in der Schweiz: Das Bundesgericht entscheidet zwar 
ebenfalls über die richtige und einheitliche Anwendung des Rechts und 
amtet dabei auch als Bundesverfassungsgericht, indem es kantonale Ge-
setze und bundesrätliche Verordnungen überprüfen kann. Gegenüber Bun-
desgesetzen ist dies aber mit Ausnahme der seit 1991 möglichen Prüfung 
auf EMRK-Konformität verfassungsmässig ausgeschlossen (Kälin 2002: 
188, 198). Die Schweizer Judikative tritt denn auch im politischen Prozess 
selten in Erscheinung, die Überprüfung oder Rückweisung von Gesetzen 
ist nicht üblich.
Für das mediale Standing der etablierten politischen Akteure lassen sich 
somit ausgehend von der eingangs postulierten Hypothese, dass Macht 
und Status sich in der Öffentlichkeit in mediale Präsenz übersetzen, fol-
gende Erwartungen formulieren: Die das politische System in Deutsch-
land dominierenden Parteien dürften dort auch das grösste Standing in der 
Öffentlichkeit besitzen, im Gegensatz zur Schweiz und den USA, wo sie 
vergleichsweise schwach sind. In diesen beiden letztgenannten Ländern 
erweist sich die Strategie eines “going public” für die unabhängige Exeku-
tive als besonders nützlich, um über öffentliche Zustimmung ihren Hand-
lungsspielraum gegenüber dem Parlament oder der Stimmbevölkerung zu 
erweitern, was sich in einem höheren medialen Standing niederschlagen 
müsste. Das Standing der Judikative schliesslich dürfte in den USA und 
Deutschland, in denen sie eine zentrale Stellung im politischen System 
innehat, doch substanziell sein, während die rechtsprechende Gewalt in der 
Schweiz kaum in Erscheinung treten sollte.
Direktdemokratische Institutionen als “window of opportunity” 
für Aussenseiter
Unter den drei untersuchten Ländern ist die Schweiz dasjenige mit den 
weitaus am stärksten ausgebauten direktdemokratischen Prozeduren 
auf nationaler Ebene. Diese wurden in der Auseinandersetzung um den 
Schwangerschaftsabbruch denn auch rege genutzt: In nicht weniger als 
fünf Abstimmungen während des rund 30jährigen Untersuchungszeit-
raums wurde die Bevölkerung zu ihrer Haltung zur Abtreibung befragt. 
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Kriesi (1998: 90) bezeichnet die direkte Demokratie als die wahrscheinlich 
einflussreichste Institution des politischen Systems der Schweiz. Dies ist 
gerade bei den Volksinitiativen nicht unbedingt evident, wurden diese in 
der Vergangenheit doch in ca. 90% der Fälle von der Stimmbevölkerung 
verworfen. Wichtiger als die nur marginale Chance auf direkte Durchset-
zung politischer Forderungen sind aber die indirekten Wirkungen. Lin-
der (2005: 264–66) unterscheidet (1) den indirekten Erfolg aufgrund des 
Drucks, der dadurch auf die Behörden ausgeübt wird und der sich oft in 
Form von Gegenvorschlägen niederschlägt, (2) die Mobilisierung neuer 
Themen und politischer Tendenzen, und (3) die interne Mobilisierung und 
Selbstinszenierung von sozialen Bewegungen oder Parteien.
Der zweite und dritte Punkt sind in unserem Kontext besonders wich-
tig, denn die Lancierung einer Volksinitiative oder die Ergreifung eines Re-
ferendums stellt aus der Perspektive der Öffentlichkeit eine institutionell 
bereitgestellte Möglichkeit zur Produktion eines Ereignisses mit hohem 
Nachrichtenwert dar. Die Lancierung, die Einreichung, die ausgelösten 
parlamentarischen Debatten, der Abstimmungskampf und schliesslich die 
Abstimmung erhalten grosse mediale Aufmerksamkeit, womit die direkt-
demokratischen Instrumente eine enorme Themensetzungsfunktion ausü-
ben und den involvierten Akteuren damit beträchtliche mediale Aufmerk-
samkeit verschaffen. Kriesi (2003: 227) schreibt ihnen die Funktion eines 
institutionalisierten “going public” zu. Mit dem wichtigen Unterschied 
jedoch, dass diese Möglichkeit auch den ansonsten benachteiligten poli-
tischen Aussenseitern zur Verfügung steht. Abstimmungen als exempla-
rische Auseinandersetzung zwischen Gegnern und Befürwortern bergen 
zudem ein hohes Mass an auf Dauer gestellte Konfliktivität, ein wichtiger 
Nachrichtenwertfaktor (Kampwirth 1999: 33). Diese ist in einem konsen-
susdemokratischen und damit konfliktvermeidenden politischen System 
weniger die Regel als die Ausnahme und erhält deshalb umso grössere 
Aufmerksamkeit. Die Berichterstattungslogik bei einer Abstimmung ver-
langt dabei, dass beide Seiten gezeigt werden, anders kann die Story nicht 
erzählt werden. Politische Aussenseiter – und hierbei insbesondere die so-
zialen Bewegungsorganisationen – geraten so auf gleiche Augenhöhe mit 
den etablierten Akteuren des politischen Systems und erzielen dadurch 
eine erhöhte öffentliche Präsenz.
Diese These lässt sich weiter nach direktdemokratischem Verfahrenstyp 
differenzieren. Kampwirth (1999: 21) argumentiert, dass sowohl Volksin-
itiativen als auch – in geringerem Masse, da lediglich reaktiv – fakultative 
Referenden den Zugang nicht-staatlicher Akteure zur Öffentlichkeit und 
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die Thematisierung der von ihnen vorgebrachten Inhalte fördern, während 
obligatorische Referenden und Plebiszite diesbezüglich kaum Wirkung 
zeigen. Da bei der Schwangerschaftsabbruchdebatte in der Schweiz ledig-
lich die beiden erstgenannten Verfahren zur Anwendung kamen, lässt sich 
dies hier nur eingeschränkt überprüfen. Ausgehend von ähnlichen Überle-
gungen in Marcinkowski (2005: 359) ist dabei von den zivilgesellschaft-
lichen Sprechern bei Volksinitiativen ein höheres mediales Standing zu 
erwarten als bei Referenden.
Das “window of opportunity” der Abstimmungsphase führt über die 
sich selbst verstärkende Wirkung öffentlicher Präsenz (Tresch 2007: 63) zu 
einer dauerhaften Etablierung der beteiligten Aussenseiter: Die kurzfristige 
erhöhte Sichtbarkeit verhilft ihnen zu Prominenz, welche im weiteren Ver-
lauf der politischen Auseinandersetzung zu einem permanent erleichterten 
Zugang zur Öffentlichkeit führt. Ihre oben erwähnte grundsätzliche Be-
nachteiligung wird auf diese Weise nachhaltig vermindert. Für das halbdi-
rektdemokratische System der Schweiz wird deshalb nicht nur im Kontext 
von direktdemokratischen Abstimmungen ein erhöhtes mediales Standing 
von solchen Herausforderern postuliert (direkter Effekt), sondern auch ins-
gesamt eine höhere öffentliche Präsenz dieser Akteurskategorie im Ver-
gleich zu den beiden anderen Ländern erwartet (langfristiger, systemischer 
Effekt).
Methode und Daten
Die Grundlage für die empirische Analyse bildet ein Datensatz einer im 
Rahmen eines internationalen Forschungsprojektes durchgeführten In-
haltsanalyse für die USA und Deutschland (Gerhards, Neidhardt und Rucht 
1998; Ferree et al. 2002), welcher mit durch den Autor erhobenen Daten für 
die Schweiz ergänzt wurde. Die Schwangerschaftsabbruchdebatte wurde 
dabei über die Berichterstattung in ausgewählten Qualitätszeitungen in den 
drei Ländern erfasst: New York Times und Los Angeles Times in den USA, 
Süddeutsche Zeitung und Frankfurter Allgemeine Zeitung in Deutschland, 
sowie die Neue Zürcher Zeitung in der Schweiz. Diese Auswahl ist nur 
ein kleiner Ausschnitt der gesamten massenmedialen Öffentlichkeit, bietet 
dafür aber Vorteile betreffend der Vergleichbarkeit und rechtfertigt sich 
auch, weil Qualitätsmedien sowohl bei der Meinungsbildung der Elite als 
auch im Inter-Media Agenda-Setting die Funktion von Leitmedien einneh-
men (Jarren und Donges 2002: 197–225; Gerhards, Neidhardt und Rucht 
 Verschafft die direkte Demokratie den Benachteiligten mehr Gehör? 221
1998: 191). Für alle drei Länder wird der Zeitraum von 1971 bis Mitte der 
1990er abgedeckt, für die Schweiz wurde die Erhebung zusätzlich bis 2002 
ausgedehnt. In diesem Jahr wurde die Einführung der Fristenlösung von 
der Stimmbevölkerung beschlossen, womit die Debatte ihren vorläufigen 
Abschluss fand.
Das Vorgehen bei der Auswahl und der Codierung der Artikel für die 
Schweiz folgte aus Gründen der Vergleichbarkeit – von Ergänzungen 
abgesehen – exakt demjenigen zur Generierung des Datensatzes für die 
USA und Deutschland.7 Codiert wurden alle Artikel zum Thema Schwan-
gerschaftsabbruch, und zwar auf Artikelebene, auf der Ebene der Spre-
cheräusserungen sowie der Inhalte (Frames, Akteursbewertungen und 
propagierte Regelungsmodelle). Um den Erhebungsaufwand in einem zu 
bewältigenden Rahmen zu halten, wurde mit einer Zufallsstichprobe von 
Artikeln gearbeitet. Diese wurde nach Jahr und Zeitung geschichtet und 
entsprechend gewichtet (vgl. Ferree et al. 2002: 48–49). Tabelle 1 zeigt die 
Anzahl der publizierten Artikel zum Issue Schwangerschaftsabbruch, die 
Stichprobengrösse sowie den genauen Erhebungszeitraum für die einzel-
nen Zeitungen.
Auf Ebene des Artikels wurden Informationen wie Autor, Berichter-
stattungsanlass, Textsorte und die Thematisierung einer Volksinitiative 
oder eines Referendums erhoben. Von den zahlreichen codierten Unterele-
menten eines Artikels soll hier einzig auf die Sprecheräusserungen einge-
gangen werden. Über den prozentualen Anteil eines politischen Akteurs an 
allen Sprecheräusserungen wurde sein mediales Standing operationalisiert. 
Standing ist somit ein relationales Konzept: Gelingt es einem Sprecher, 
sich darin zu verbessern, so geht dies auf Kosten aller anderen Akteure. Als 
Sprecheräusserung gilt, wenn ein Akteur in direkter oder indirekter Rede 
im Artikeltext zu Wort kommt. Diese Definition schliesst auch gleichwer-
tige nonverbale Äusserungen wie den Schriftzug auf einem Demonstrati-
onsplakat, ein zitiertes Gerichtsurteil, ein verabschiedetes Gesetz oder ein 
schriftliches Statement mit ein. Abgegrenzt wurden die einzelnen Äusse-
rungen in normalen Berichten dadurch, dass sich ein neuer Akteur zu Wort 
meldete. Bei Kommentaren wurde jeder Paragraph (sofern er ein neues Ar-
gument einbrachte) als einzelne Äusserung gewertet. Vom Sprecher wur-
den interessierende Merkmale wie Geschlecht, Organisations- und Partei-
7 Siehe hierzu den Methodenbericht Gerhards und Lindgens (1995) und die projekteigene 
Website auf www.ssc.wisc.edu/abortionstudy. Die Daten für die Schweiz sowie die ge-
nauen Codierungsvorgaben sind beim Autor erhältlich.
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zugehörigkeit erhoben, welche dann zur Zuordnung der Äusserungen zu 
den verschiedenen Akteurskategorien verwendet wurden. Insgesamt wur-
den 1’020 Sprecheräusserungen für die Schweiz, 5’819 für Deutschland 
und 9’082 für die USA codiert.
Ergebnisse
Bevor auf das mediale Standing der einzelnen Akteurskategorien einge-
gangen wird, soll kurz die Dynamik der öffentlichen Debatte zum Schwan-
gerschaftsabbruch in den drei Ländern aufgezeigt werden. Abbildung 1 
macht deutlich, dass die mediale Aufmerksamkeit für das Issue zeitlich 
stark variiert und dabei hauptsächlich durch wichtige Ereignisse bestimmt 
wird. Hier zeigt sich die von Gerhards, Neidhardt und Rucht (1998: 93) 
betonte “enorme Umweltabhängigkeit der Massenmedien”. Allerdings las-
sen sich bei den drei Ländern auch institutionell bedingte Unterschiede 
darin erkennen, welche Typen von Ereignissen jeweils die mediale Agen-
da bestimmen.
In Deutschland konzentriert sich die Medienaufmerksamkeit auf die 
beiden zentralen parlamentarischen Reformbemühungen Mitte der 1970er 
und zu Beginn der 1990er, während die Berichterstattungsdichte sonst sehr 
gering ist. Es fällt auf, dass in beiden Phasen die öffentliche Aufmerksam-
keit im Vorfeld der parlamentarischen Beschlüsse 1974 und 1992 rasch 
ansteigt, um danach ebenso schnell wieder abzuklingen, obwohl erfolg-
reiche Klagen der Fristenregelungsgegner beim Bundesverfassungsgericht 
beide Male eine erneute Überarbeitung der verabschiedeten liberalen Re-
gelungen notwendig machten. Diese Nachbesserungen stiessen jedoch auf 
ein deutlich geringeres öffentliches Interesse.
Tabelle 1: Gesamtanzahl publizierter Artikel und Stichprobengrösse nach Zeitung.
Zeitung Publ. Artikel Stichprobe Erhebungszeitraum
Neue Zürcher Zeitung (NZZ) 625 430 1971–2002
Frankfurter Allg. Zeitung (FAZ) 867 678 1970–94
Süddeutsche Zeitung (SZ) 959 747 1970–94
Los Angeles Times (LAT) 1’884 554 1972–94
New York Times (NYT) 3’886 689 1962, 1967, 1970–94









































































































Anders in den USA, wo der wegweisende Gerichtsentscheid im Fall Roe 
v. Wade 1973, der die Fristenlösung richterlich durchsetzte, zwar ebenfalls 
grosse öffentliche Aufmerksamkeit erregte, die Berichterstattungsintensi-
tät jedoch in den folgenden Jahren auf hohem Niveau verharrte, um mit 
dem Fall Webster v. Casey 1989 gar noch weiter anzusteigen. Insgesamt 
lässt sich ein kontinuierliches öffentliches Interesse feststellen, was auch 
an den viel zahlreicheren Austragungs- und Entscheidungsorten (Venues) 
liegt, in denen die Abtreibungsregelung behandelt wird.
In der Schweiz erreichte die Debatte während der parlamentarischen 
Bearbeitung anfangs der 1970er, die durch die im Vorfeld eingereichte Ini-
tiative Für die Straflosigkeit der Abtreibung angestossen wurde, einen ers-
ten relativ dauerhaften Höhepunkt. Dieser wurde in der Folge jeweils bei 
den Abstimmungen zur Fristenlösungsinitiative 1977, der Initiative Recht 
auf Leben 1985 und beim fakultativen Referendum gegen die Fristenrege-
lung 2002 sowie der gleichzeitigen Initiative Für Mutter und Kind, welche 
ein faktisches Verbot der Abtreibung zur Folge gehabt hätte, wieder für 
kurze Zeit erreicht. Die massenmediale Resonanz steigt dabei – wie ande-
re Untersuchungen ebenfalls belegen (Marcinkowski 2006: 413–14) – im 
Vorfeld einer Abstimmung stetig an und erreicht kurz vor dem Abstim-
mungstag ihren Höhepunkt, um gleich danach einen vorläufigen Abschluss 
zu finden, wie die geringe Aufmerksamkeit im Nachgang zeigt. Zwischen 
diesen Abstimmungen ist die Berichterstattungsintensität eher gering, ins-
besondere fällt die lange Zeitspanne zwischen 1986 und 1996 auf, während 
der überhaupt keine öffentliche Auseinandersetzung stattfand.
Diese länderspezifische Debattendynamik widerspiegelt sich auch bei 
den Venues, in denen das berichterstattungsauslösende Ereignis jeweils 
stattfindet: In den USA sind Legislative, Exekutive, Judikative als auch 
soziale Bewegungen jeweils für zwischen 15% und 20% der Berichter-
stattung verantwortlich. In Deutschland sind ganze 52% und damit über 
die Hälfte aller Artikel durch ein Ereignis im Parlament verursacht. In der 
Schweiz wiederum nehmen die direktdemokratischen Instrumente Volks-
initiative und Referendum, welche in 53% aller Artikel thematisiert wer-
den, eine vergleichbar dominante Stellung ein.
In allen drei untersuchten Ländern wird die mediale Agenda also stark 
von Ereignissen innerhalb oder im Kontext politischer Institutionen ge-
prägt. Welche institutionellen Ereignisse dies genau sind, wird jeweils vom 
politischen System vorgegeben. Während in den USA die Gerichtsent-
scheide des Supreme Court die öffentliche Debatte kräftig und langfristig 
stimulieren, und sich diese dann auf andere Orte ausbreitet, verläuft sie in 
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Deutschland weitgehend synchron mit der parlamentarischen Bearbeitung 
der Schwangerschaftsabbruchregelung. In der Schweiz hingegen sind die 
direktdemokratischen Verfahren die eigentlichen Motoren der öffentlichen 
Debatte. Sie üben eine enorme Themensetzungsfunktion aus und prägen 
die Debattendynamik weitgehend im Alleingang. Spontane und ausserhalb 
der Institutionen stattfindende Ereignisse spielen in den drei untersuchten 
Ländern kaum eine Rolle, am meisten noch in den USA. Aber auch dort 
dürfte dies keinen allzu grossen Einfluss auf das Standing der politischen 
Akteure haben, lassen sich doch zwischen “event-driven” und “instituti-
onally-driven stories” keine Unterschiede hinsichtlich der medialen Prä-
senz staatlicher Akteure feststellen – bei beiden Berichterstattungsformen 
finden sie regelmässigen Zugang (Livingston und Bennett 2003: 374–76). 
Hingegen ziehen die jeweils in die Produktion der vorherrschenden institu-
tionellen Ereignisse involvierten Akteure und damit die treibenden Kräfte 
beim Agenda-Setting daraus durchaus Vorteile für ihr mediales Standing, 
wie die folgenden Abschnitte zeigen.
Ungleiche Zugangschancen der zivilgesellschaftlichen Akteure in den 
drei Ländern
Zivilgesellschaftliche Akteure verfügen in der Regel über keinen direkten 
Zugang zum politischen System und sind deshalb umso stärker auf die 
Öffentlichkeit angewiesen, um für ihre Forderungen Resonanz und Zu-
stimmung zu erlangen – in der Hoffnung, dass diese dadurch Eingang in 
den politischen Prozess finden. Oben wurde nun aber postuliert, dass die 
Krux für die zivilgesellschaftlichen Akteure gerade darin liegt, dass ihre 
Distanz zum politischen System ihnen auch den Zugang zur Öffentlichkeit 
erschwert. Was sagen die empirischen Resultate dazu? Tabelle 2 weist das 
mediale Standing der verschiedenen Akteurskategorien aus, d.h. den jewei-
ligen prozentualen Anteil an der Gesamtheit aller Sprecheräusserungen. 
Fasst man Bewegungsorganisationen, Kirchen und andere Organisationen 
sowie Einzelpersonen zusammen, so kommen diese zivilgesellschaftlichen 
Sprecher in der Schweiz auf 53%, in den USA auf 60% und in Deutschland 
auf 27% aller Äusserungen. Sie sind damit sowohl in der Schweiz als auch 
in den USA für eine Mehrheit der Sprecheräusserungen verantwortlich 
und übertreffen die etablierten politischen Akteure beim medialen Stan-
ding. In Deutschland hingegen spielt sich die öffentliche Debatte haupt-
sächlich zwischen diesen Insidern des politischen Systems ab, staatliche 
Akteure und Parteien sind dort zusammen für beinahe drei Viertel aller 
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Sprecheräusserungen zuständig. Lediglich für dieses Land bestätigt sich 
also die Ausgangshypothese, dass zivilgesellschaftliche Akteure benach-
teiligt sind.
Wie lassen sich die Unterschiede erklären? Wie die detaillierte Auf-
schlüsselung der Sprecheräusserungen der zivilgesellschaftlichen Akteure 
zeigt, ist hierfür in erster Linie das hohe Standing der Bewegungsorgani-
sationen in der Schweiz und den USA ausschlaggebend. Diese erreichen 
in den beiden Ländern jeweils 24% Standing, während sie in Deutschland 
mit verschwindend geringen 2% der Äusserungen öffentlich kaum in Er-
scheinung treten. Die Dominanz der etablierten politischen Akteure erklärt 
sicherlich zu einem gewissen Teil diesen ausserordentlich tiefen Wert, da 
sich das Standing eines Sprechers ja immer relativ zu allen anderen ergibt. 
Aber selbst wenn man dies berücksichtigt und die zivilgesellschaftlichen 
Akteure alleine betrachtet, so sind die Bewegungsorganisationen auch in-
nerhalb dieser Gruppe in Deutschland lediglich für 7% der Sprecheräus-
serungen verantwortlich. In der Schweiz und den USA hingegen vereinen 
die Bewegungsorganisationen 44%, respektive 39% aller zivilgesellschaft-
lichen Äusserungen auf sich.
Tabelle 2: Mediales Standing politischer Akteure nach Land (Anteil an Sprecheräusse-
rungen in %).
Sprecherkategorie Schweiz Deutschland USA
Staat 34 58 38
Exekutive 11 17 18
Legislative 22 33 12
Judikativ 1 8 7
Parteien 13 15 2
Bewegungen/Verbände 33 19 43
Bewegungsorganisationen 24 2 24
Kirchen 7 12 9
Andere Org./Verbände 3 5 10
Individuen 20 8 17
Total 100 100 100
(n=833) (n=4’478) (n=6’227) 
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Ferree et al. (2002: 95–97) kommen gestützt auf Umfragen und Inter-
views unter amerikanischen und deutschen Bewegungsorganisationen zum 
Schluss, dass sich der Unterschied im medialen Standing mit der besseren 
Ressourcenausstattung und dem höheren Professionalisierungsgrad der 
US-amerikanischen Bewegungsorganisationen begründen lässt. Diese ver-
folgen mehrheitlich pragmatische Ziele und richten ihre Aktivitäten weit-
gehend auf das Erreichen konkreter politischer Erfolge aus. Lobbying bei 
Politikern, PR, Kontaktpflege zu Journalisten und somit gezieltes Engage-
ment um mediale Resonanz gehören zu ihrem festen Handlungsrepertoire. 
In Deutschland hingegen sehen sich viele in der Frauenbewegung veran-
kerte Pro-Choice-Gruppierungen eher als gegenkulturelle Vereinigungen, 
und die identitätsstiftende Funktion für ihre Mitglieder wird als mindestens 
so wichtig erachtet wie das Erreichen konkreter politischer Ziele. Verstärkt 
wird diese Diskrepanz zudem noch durch die im Vergleich zu Deutschland 
generell grosse Zugänglichkeit der US-Öffentlichkeit gegenüber zivilge-
sellschaftlichen Akteuren (Ferree et al. 2002: 82), welche sich mit einer 
durch die Kommerzialisierung geförderten Bereitschaft der Journalisten 
verbindet, auch den Erfahrungen individueller Bürger breiten Raum zu ge-
ben (Hallin und Mancini 2004: 278).
Für die Schweiz liegen diesbezüglich keine Befragungsdaten vor, 
doch dürften die Ressourcenausstattung und die Professionalität der Be-
wegungsorganisationen wohl kaum erheblich höher als in Deutschland 
sein. Die Ausrichtung der Schweizer Bewegungsorganisationen ist jedoch 
aufgrund der disziplinierenden Wirkung der direktdemokratischen Instru-
mente (Kriesi 1998: 320) wie in den USA pragmatischer und konkreten 
politischen Erfolgen verpflichtet. Beispielhaft hierfür ist der Rückzug der 
radikaleren Initiative für einen straflosen Schwangerschaftsabbruch zu-
gunsten einer gemässigten Fristenlösungsinitiative Mitte der 1970er durch 
das Pro-Choice-Lager. Ein weiterer wichtiger Faktor ist auch dessen zu-
nehmende personelle Verflechtung mit den Parteien über Frauen, welche 
den Weg in die konventionelle Politik beschritten hatten, zugleich aber 
weiterhin aktive und führende Mitglieder von Organisationen der Frau-
enbewegung blieben. Ein solcher “Marsch durch die Institutionen” fand 
auch in Deutschland statt, und während die feministischen Bewegungs-
organisationen dort wie erwähnt kaum öffentlich sichtbar sind, ist es der 
breiteren Frauenbewegung über Parteien und auch Gewerkschaften durch-
aus gelungen, ihre Ansichten in der Öffentlichkeit zu vermitteln und poli-
tischen Einfluss zu nehmen. Es wäre deshalb falsch, von einem Misserfolg 
der Frauenbewegung in Deutschland zu sprechen. Denn diese als Ganzes 
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lässt sich nicht auf ihre tatsächlich schwachen Basisorganisationen alleine 
reduzieren. Soziale Bewegungen sind vielmehr mobilisierte, auf eine kol-
lektive Identität gestützte soziale Netzwerke aus Personen, Gruppen und 
Organisationen (Rucht und Neidhardt 2003: 504), und je nach politischer 
Opportunitätsstruktur nehmen diese eine andere Form an: In Deutschland 
führte dies dazu, dass die Frauenbewegung die Ressourcen und Strukturen 
der mächtigen Parteien in Anspruch nahm, während sie in den USA vor 
allem von schlagkräftigen Bewegungsorganisationen ausserhalb des poli-
tischen Systems repräsentiert wird (Ferree et al. 2002: 144). Damit zeigt 
sich, dass politische Opportunitätsstrukturen nicht nur über Erfolg oder 
Misserfolg politischer Akteure entscheiden, sondern auch deren Strategie-
wahl beeinflussen, indem sie bestimmte Handlungsoptionen fördern und 
andere unattraktiv machen.
Die Merkmale der Frauenbewegung in der Schweiz – einerseits die 
durchaus erfolgreiche Inanspruchnahme der Parteistrukturen und die dar-
aus resultierende personelle Verflechtung, andererseits ihre pragmatische 
Ausrichtung – sind der öffentlichen Präsenz dieses politischen Akteurs 
gewiss förderlich. Sie können aber nicht abschliessend erklären, weshalb 
die Bewegungsorganisationen – und insbesondere auch die teilweise sek-
tiererischen Pro-Life-Gruppierungen – beim medialen Standing mit ihren 
viel ressourcenstärkeren US-amerikanischen Pendants gleichziehen.8 Es 
handelt sich hier, so ist aufgrund der Länderunterschiede anzunehmen, um 
systemische Effekte der direktdemokratischen Institutionen, welche die 
dauerhafte Etablierung von zivilgesellschaftlichen Akteuren begünstigen, 
wie oben argumentiert wurde. Da dies allerdings nicht direkt beobacht-
bar ist, werden im übernächsten Abschnitt die unmittelbaren Effekte von 
Volksinitiativen und Referenden auf das mediale Standing politischer Ak-
teure untersucht.
Der Zusammenhang zwischen Stellung im politischen System 
und öffentlicher Präsenz
Zuvor sollen aber die Unterschiede beim Zugang zur Öffentlichkeit inner-
halb der Insider des politischen Systems – Parteien, Regierung, Parlament 
und Justiz – untersucht werden. Tabelle 2 weist diese ebenfalls aus. Auffal-
lend ist das tiefe Standing der Exekutive in der Schweiz von nur 11%. Aus-
8 Die Protestaktivität der Bewegungsorganisationen bietet hierfür ebenfalls keine Erklä-
rung: Bei 12% aller Artikel in den USA ist der Berichterstattungsanlass ein Protestereignis, 
im Vergleich zu weniger als 3% in Deutschland und der Schweiz.
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gehend von den theoretischen Überlegungen wurde bei dieser ein höherer, 
mit dem präsidentiellen Regierungssystem der USA vergleichbarer Wert 
erwartet, wo sie mit 18% aller Äusserungen der mit Abstand am häufigsten 
zitierte etablierte politische Akteur ist. Denn wie für die US-amerikanische 
Regierung wäre ein “going public” auch für den Schweizer Bundesrat eine 
attraktive Option, sei es zur Stärkung der eigenen Position vis-à-vis einem 
streitbaren Parlament, als auch zur Überzeugung der Stimmbevölkerung 
bei Abstimmungen. Allerdings zeigt Abbildung 2, dass das mediale Stan-
ding der Exekutive in der Schweiz seit den 1980ern stark zugenommen 
hat und zum Schluss des Untersuchungszeitraums einen mit den USA und 
Deutschland vergleichbaren Wert erreicht. Dies ist ein Hinweis darauf, 
dass der Schweizer Bundesrat seine traditionelle und im internationalen 
Vergleich unüblich passive Rolle als neutraler Schiedsrichter und Sach-
verwalter (Kriesi 1998: 233) mehr und mehr zugunsten eines aktiven En-
gagements in der Öffentlichkeit aufgegeben hat, wie es sich von seiner 
institutionellen Stellung her als nützliche Strategie anbietet.
Die veränderten Medienlogiken verstärken die Auswirkungen dieses 
Strategiewechsels auf sein mediales Standing noch zusätzlich. Die These 
einer im Gefolge des “neuen” Strukturwandels der Öffentlichkeit zuneh-
menden Dominanz der Exekutive in der medialen Öffentlichkeit (Ettinger 
2005: 87; Kamber und Imhof 2005: 152) findet damit der Tendenz nach 
Bestätigung, allerdings erreichen Legislative und die Parteien über alle 
Phasen hinweg immer noch leicht höhere Werte. Beim Vergleich dieser 
Entwicklung in der Schweiz mit derjenigen in Deutschland und den USA 
zeigt sich zudem, dass es sich hier um eine Anpassung des äusserst tie-
fen medialen Standings der Schweizer Exekutive an ein im internationalen 
Vergleich übliches Niveau handelt.
Die Judikative ist mit nur 1% aller Aussagen in der Schweiz kaum in der 
öffentlichen Debatte präsent, während sie in den USA und Deutschland 
mit 7% respektive 8% ein nicht zu vernachlässigender Akteur ist. Dies 
liess sich aufgrund ihrer Randstellung im politischen System der Schweiz 
erwarten. Die richterliche Zurückhaltung in politischen Fragen bestä-
tigt sich somit für die Schweiz auch bei der Auseinandersetzung um den 
Schwangerschaftsabbruch.
Die deutlichsten Länderunterschiede bei der öffentlichen Präsenz der 
etablierten politischen Akteure zeigen sich schliesslich bei den Parteien. 
Während in den USA gerade einmal 2% aller Äusserungen von Partei-
akteuren stammen, sind es in Deutschland und in der Schweiz 15% re-
spektive 13% (Tabelle 2). Fasst man nicht nur offizielle Parteisprecher, 
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sondern alle Akteure, für welche eine Parteizugehörigkeit genannt wurde, 
zusammen, so kommt man auf eine deutlich grössere Anzahl an Sprecherä-
usserungen von Parteien, die Unterschiede zwischen den Ländern bleiben 
aber auch hier bestehen: 9 In Deutschland stammen ganze 61% aller Äusse-
rungen von solchen parteizugehörigen Akteuren, womit ein Parteibüchlein 
fast schon zum Zugangsticket für die Öffentlichkeit wird. In der Schweiz 
sind es nur knapp die Hälfte, nämlich 32%, und in den USA halbiert sich 
dieser Wert mit 17% noch einmal. Hält man sich die zentrale Position der 
Parteien im “Parteienstaat” Deutschland vor Augen, so bestätigt sich hier 
sehr deutlich, dass das mediale Standing eines Akteurs massgeblich durch 
seine Stellung im politischen System bestimmt wird. Der historisch be-
dingte politische Parallelismus des deutschen Mediensystems dürfte ein 
9 Während die in Tabelle 2 ausgewiesene Kategorie der Parteiakteure lediglich Sprecher 
beinhaltet, welche sich ausdrücklich im Namen einer Partei(-organisation) äussern, wie 
etwa Parteisprecher, -sekretäre oder -präsidenten, umfasst diese weitere Gruppe von partei-
zugehörigen Akteuren Parteipolitiker in allen Funktionen. Dies können Regierungsakteure, 

















































Schweiz (n=88) Deutschland (n=778) USA (n=1’141)
Abbildung 2: Standing der Exekutive im Zeitverlauf, nach Land (prozentualer Anteil an 
Sprecheräusserungen).
Anmerkungen: Da die Berichterstattungsintensität variiert und in einigen Jahren sehr tief ist, 
wurden die Daten in fünf grössere Perioden mit jeweils für alle drei Länder ausreichenden 
Fallzahlen gruppiert. Daten für die Jahre nach 1994 wurden nur für die Schweiz erhoben.
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zusätzlicher wichtiger Faktor sein. Pfetsch (2003: 100–01; 2003a: 413–14) 
stellt denn auch eine starke Offenheit des Mediensystems gegenüber Kom-
munikationsbemühungen seitens der Parteien und der staatlichen Akteure 
fest. Politisches System und die Eigenschaften des Mediensystems stehen 
hier in einem engen Zusammenhang.
Nicht zu erklären ist damit jedoch das erstaunlich gute Abschneiden der 
Schweizer Parteien, welchen oben eine ähnlich schwache institutionelle 
Stellung wie in den USA attestiert wurde, und die dennoch ein fast so ho-
hes Standing wie ihre Pendants in Deutschland erreichen. Das Standing der 
Schweizer Parteien nimmt nämlich im Zeitverlauf noch zu und steigt kon-
tinuierlich von rund 10% in den 1970ern auf knapp unter 20% um die Jahr-
tausendwende (ohne Abbildung). Diese deutliche Zunahme spricht gegen 
die Vermutung, ein nur zögerlicher Abschied von der wie in Deutschland 
traditionell parteipolitischen Prägung des Mediensystems sei die Hauptur-
sache für das hohe Standing von Parteiakteuren.10 Im folgenden Abschnitt 
wird argumentiert, dass das hohe Standing der Schweizer Parteien auf die 
Wirkung direktdemokratischer Prozeduren zurückzuführen ist.
Auch wenn der Wandel der politischen Kommunikation die Parteien vor 
neue Herausforderungen stellt – etwa den Umgang mit der zunehmenden 
Diskrepanz zwischen interner Organisations- und externer Medienlogik 
– so lässt sich angesichts deren hoher oder gar noch zunehmender öffent-
lichen Präsenz in den beiden europäischen Ländern festhalten, dass sie 
diese erstaunlich gut meistern. Die These eines Übergangs von der Par-
teien- hin zu einer Mediendemokratie greift damit eindeutig zu kurz, wie 
Sarcinelli (2005: 195–96) zu Recht bemerkt. Vielmehr erfährt die Partei-
endemokratie durch die Mediengesellschaft eine weit reichende Transfor-
mation, welche von den Parteien zwar Anpassungsleistungen erfordert, di-
ese aber nicht zwingend benachteiligt.
10 Ebenfalls ausgehend von Hallin und Mancinis (2004) Mediensystemtypologie liesse 
sich bei den beiden demokratisch-korporatistischen Mediensystemen Deutschlands und 
der Schweiz aufgrund deren (immer noch) stärkeren Politisierung im Gegensatz zu libe-
ralen Systemen wie den USA ein stärkerer “media bias” vermuten: Extramedialen Akteure, 
welche der politischen Ausrichtung der Redaktion entsprechen, erhalten als so genannte 
“opportune Zeugen” grösserer Publizität (Gerhards, Neidhardt und Rucht 1998: 95). Die 
untersuchten Zeitungen lassen jedoch Gegner und Befürworter ausgewogen zu Worte kom-
men, lediglich bei einem der fünf Medien – der FAZ – konnte ein deutlicher Bias gemäss 
ihrer redaktionellen Linie festgestellt werden. Hierzu wurde untersucht, ob insgesamt ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen Pro- und Anti-Frames in Äusserungen von extramedi-
alen Akteuren herrscht.
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Direktdemokratische Abstimmungen als Profilierungsmöglichkeit für 
soziale Bewegungsorganisationen und Parteien
Die direktdemokratischen Instrumente Volksinitiative und Referendum 
bieten zivilgesellschaftlichen Akteuren zusätzliche Resonanzchancen in der 
Öffentlichkeit, wurde oben argumentiert. In Tabelle 3 wird für die Schweiz 
das Standing politischer Akteure in Abstimmungskämpfen mit demjeni-
gen in normalen Phasen verglichen.11 In Abstimmungskämpfen steigt der 
Anteil von Sprecheräusserungen sozialer Bewegungsorganisationen von 
22% auf 27%, derjenige von Kirchen von 5% auf 13%. Die postulierten 
unmittelbaren Effekte direktdemokratischer Institutionen zeigen sich bei 
diesen beiden Akteurskategorien damit deutlich. Andererseits geht ihre 
erhöhte öffentliche Präsenz mehrheitlich auf Kosten der unorganisierten 
individuellen Akteure, deren Standing von 22% auf 13% sinkt und sich so 
beinahe halbiert. Die Präsenz aller zivilgesellschaftlichen Akteure zusam-
men bleibt in der Konsequenz praktisch unverändert, und es gelingt diesen 
nicht, die gesteigerte mediale Aufmerksamkeit in Abstimmungskämpfen 
stärker abzuschöpfen und sich relativ zu den etablierten politischen Ak-
teuren vermehrt ins Rampenlicht zu rücken.
Für eine genauere Analyse lässt sich das mediale Standing auch diffe-
renziert nach direktdemokratischem Verfahrenstyp betrachten. Tabelle 4 
unterscheidet dazu Sprecheräusserungen, welche in Artikeln über Volksin-
itiativen fallen, von denjenigen, welche in Artikeln mit Bezug auf ein Refe-
rendum gemacht werden.12 Alle zivilgesellschaftlichen Akteure zusammen 
erreichen in Artikeln, welche Volksinitiativen thematisieren, mit 62% ein 
deutlich höheres Standing, als wenn kein Bezug auf direktdemokratische 
Verfahren genommen wird (49%). Hauptverantwortlich hierfür ist in ers-
ter Linie das Standing der Bewegungsorganisationen, welches sich von 
sonst 18% auf 29% erhöht. Bei den Referenden hingegen sinkt das me-
diale Standing der zivilgesellschaftlichen Akteure. Ursache hierfür ist die 
völlige Marginalisierung der unorganisierten zivilgesellschaftlichen Ak-
teure in diesen Artikeln, welche auch von der erhöhten medialen Präsenz 
der Bewegungsorganisationen und der Kirchen nicht wettgemacht werden 
kann. Offensichtlich ist Expertenwissen, welches Individuen mehrheitlich 
zur Verfügung stellen, bei Referenden anders als bei Volksinitiativen nicht 
11 Ein Abstimmungskampf wurde definiert als der Zeitraum zwölf Wochen vor bis eine 
Woche nach dem Abstimmungswochenende.
12 In Tabelle 3 ist diese detaillierte Zuordnung wegen den teilweise zeitlich parallel lau-
fenden und sich überschneidenden Abstimmungskämpfen nicht möglich.
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Tabelle 3: Mediales Standing politischer Akteure in der Schweiz während Abstimmungs-
kämpfen und Normalphasen (Anteil an Sprecheräusserungen in %).
Sprecherkategorie Abstimmungskämpfe Sonstige Zeit
Etablierte politische Akteure 46 47
Staat 29 36
Parteien 17 12
Zivilgesellschaftliche Akteure 54 53
Bewegungsorganisationen 27 22
Kirchen 13 5




gefragt. Dieser Befund für die nichtorganisierten zivilgesellschaftlichen 
Akteure steht im Einklang mit Kampwirths (1999: 21) These der differen-
zierten Wirkung der direktdemokratischen Verfahren. Nicht zutreffend ist 
diese jedoch bei den Bewegungsorganisationen. Deren mediale Präsenz 
ist nämlich bei beiden direktdemokratischen Verfahrenstypen deutlich um 
rund 10 Prozentpunkte erhöht, was bei keiner anderen Akteurskategorie 
sonst zutrifft.
Die etablierten politischen Akteure weisen in Artikeln, welche sich auf 
Volksinitiativen beziehen, mit 38% aller Sprecheräusserungen eine gerin-
gere öffentliche Präsenz auf, als in Artikeln, welche keine direktdemokra-
tischen Verfahren thematisieren (51%). Sie profitieren hingegen bei Refe-
renden, ihr Standing erhöht sich dort auf 57%. Allerdings halten sich die 
staatlichen Akteure – Exekutive, Legislative und Judikative – hier eben-
falls wie bei den Volksinitiativen zurück, für die Zunahme sind allein die 
Parteien verantwortlich. Deren Standing verdoppelt sich in der Berichter-
stattung über Referenden von sonst 10% auf 22%. Der Umstand, dass die 
Parteien bei Volksinitiativen zumindest nicht an Standing verlieren, wie 
dies für die staatlichen Akteure zutrifft, ist ebenfalls nicht unerheblich. Die 
institutionell schwache Stellung der Parteien wird somit durch die Direkt-
demokratie – zumindest was ihre öffentliche Präsenz betrifft – zu einem 
gewissen Grad kompensiert. Das Argument, wonach direktdemokratische 
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Instrumente mitverantwortlich seien für die Schwäche der Schweizer Par-
teien, da sie ihnen das Monopol politischer Entscheidungsgewalt entzö-
gen, scheint vor dem Hintergrund einer zunehmenden Medialisierung von 
Politik hinfällig zu werden und sich ins Gegenteil zu verkehren. Der ge-
genteiligen These von Ladner (2005: 59, 73), dass die direkte Demokratie 
den Parteien vermehrt willkommene Profilierungs- und Selbstdarstellungs-
möglichkeiten bietet und diese deshalb medial “wie die Maden im Speck” 
leben würden, kann aufgrund der hier vorgestellten empirischen Befunde 
zugestimmt werden.
Tresch (2007: 171–73) kommt in ihrer Untersuchung der EU-Inte-
grationsdebatte in der Schweiz ebenfalls zum Schluss, dass intermediäre 
Akteure von direktdemokratischen Phasen profitieren. Differenziert nach 
Initiative und Referendum unterscheiden sich ihre Resultate allerdings von 
den hier vorgefundenen diametral: Die Parteien konnten sich während des 
Abstimmungskampfs zur Volksinitiative Ja zu Europa! (2001) stark pro-
filieren, während ihr Standing im Vorfeld des Referendums zu den Bila-
teralen Abkommen mit der EU (2000) nur auf durchschnittlichem Niveau 
verblieb. Die Unterschiede im Standing bei Referenden und Initiativen 
sind deshalb vermutlich issue-spezifisch oder hängen von weiteren, hier 
Tabelle 4: Mediales Standing politischer Akteure in der Schweiz in Artikeln, welche direkt-
demokratische Instrumente thematisieren und in Artikeln ohne solchen Bezug (Anteil an 
Sprecheräusserungen in %).
Bezug auf Direktdemokratie kein Bezug
Sprecherkategorie Initiative Referendum
Etablierte politische Akteure 38 57 51
Staat 26 35 40
Parteien 11 22 10
Zivilgesellschaftliche Akteure 62 43 49
Bewegungsorganisationen 29 27 18
Kirchen 5 12 6
Andere Org./Verbände 2 2 4
Individuen 26 2 22
Total 100 100 100
(n=302) (n=162) (n=368)
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nicht berücksichtigten Faktoren ab. Diesbezüglich besteht weiterer Klä-
rungsbedarf.
Wie stehen diese Ergebnisse bei Abstimmungen mit dem allgemeinen 
Standing (Tabelle 2) in Verbindung? Zum einen trägt die während Abstim-
mungskämpfen generierte ausserordentlich hohe mediale Aufmerksam-
keit13 dazu bei, dass sich ein erhöhtes Standing in dieser Phase auch auf die 
mediale Präsenz des betreffenden Akteurs insgesamt niederschlägt. Zum 
anderen senkt die während Abstimmungskämpfen erlangte Prominenz die 
Zugangsbarrieren zur Öffentlichkeit auch langfristig und trägt so ein sich 
selbst verstärkendes Momentum in sich. Die Schweizer Bewegungsorgani-
sationen erreichen damit aufgrund der direktdemokratischen Institutionen 
eine gleich hohe langfristige Medienpräsenz wie ihre Pendants in den USA 
von 24% aller Sprecheräusserungen (Tabelle 2), obwohl sie nicht über de-
ren Ressourcen verfügen und sich nicht durch denselben hohen Grad an 
Professionalität auszeichnen. Auch bei den Parteien kommt dieser Effekt 
zum Tragen. Sie erzielen in der Schweiz mit 13% einen annähernd gleich 
hohen Anteil an Sprecheräusserungen wie in Deutschland, ohne von ei-
ner vergleichbar herausragenden Stellung im politischen System zehren zu 
können. Wurde dieser Effekt der direktdemokratischen Instrumente für die 
Bewegungsorganisationen erwartet, so überrascht doch, dass auch die Par-
teien dieses Element der politisch-institutionellen Opportunitätsstruktur zu 
ihrem Vorteil nutzen können.
Fazit
Der Wettbewerb um die in modernen Publikumsdemokratien für erfolg-
reiches politisches Handeln zunehmend wichtiger werdende Ressource 
mediale Aufmerksamkeit wird von politischen Akteuren unter höchst 
ungleichen Voraussetzungen ausgetragen: Die Zugangschancen zur Öf-
fentlichkeit unterscheiden sich beträchtlich. Als Folge variiert die mediale 
Präsenz der einzelnen Akteurskategorien stark. Die hier dargelegten Ergeb-
nisse haben aufgezeigt, dass politisch-institutionelle Rahmenbedingungen 
einen beträchtlichen Teil dieser Unterschiede zu erklären vermögen und 
damit die politische Kommunikation eines Landes stark prägen – zumin-
13 Die zusammengefasst lediglich zwölf Monate der vier Abstimmungsphasen 1977, 1978, 
1985 und 2002 vereinigen rund ein Viertel aller Sprecheräusserungen auf sich, der Rest 
verteilt sich auf die übrigen 31 Jahre des Untersuchungszeitraums (vgl. Tabelle 3).
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dest in einer komparativen und langfristigen Perspektive, welche weniger 
an den feineren Details und kurzfristigen Dynamiken als am Big Picture 
interessiert ist. Dieser Befund ist eine wichtige Ergänzung zu Einzelfall-
studien mit hoher Tiefenschärfe und Analysen, welche vorrangig mediale 
Faktoren ins Zentrum der Erklärung stellen.
Die Hauptbruchlinie beim medialen Standing – so wurde als Aus-
gangshypothese vermutet – verläuft dabei zwischen den in dieser Hinsicht 
grundsätzlich benachteiligten Akteuren der Zivilgesellschaft einerseits und 
privilegierten Akteuren des politischen Systems andererseits, da sich poli-
tische Macht und Status über mediale Selektionslogiken in öffentliche Prä-
senz umwandeln. Dies bestätigte sich für Deutschland, wo die öffentliche 
Debatte klar von den etablierten politischen Akteuren dominiert wird. An-
ders liegt der Fall in der Schweiz und den USA. In diesen beiden Ländern 
überwiegen die zivilgesellschaftlichen Akteure beim medialen Standing. 
Während für die Schweiz hierfür die direktdemokratischen Institutionen 
verantwortlich zeichnen, ermöglichen dies in den USA die grosszügige 
Ressourcenausstattung und pragmatische Zielsetzung der sozialen Bewe-
gungsorganisationen.
Auch innerhalb der etablierten politischen Akteure – Exekutive, Legis-
lative, Judikative und Parteien – sind die Zugangschancen ungleich ver-
teilt. Spezifische Eigenschaften des politischen Systems führen zu je nach 
Land unterschiedlichen Machtdifferentialen zwischen diesen Akteurska-
tegorien, welche sich beim medialen Standing reproduzieren. Dies zeigte 
sich besonders deutlich an der medialen Alldominanz der Parteien im “Par-
teienstaat” Deutschland, welche scharf mit der öffentlichen Marginalisie-
rung ihrer fragmentierten Pendants in den USA kontrastiert. Vorhandene 
Zugangsprivilegien können aber auch nicht in Anspruch genommen wer-
den, wie das tiefe mediale Standing der Schweizer Regierung zu Beginn 
des Untersuchungszeitraums nahe legt. Bei ihr kommt es jedoch im zeit-
lichen Verlauf zu einer Angleichung an das hohe Standing der Exekutive in 
den beiden anderen Ländern, ein Hinweis auf einen von sich wandelnden 
Medienlogiken begünstigten Strategiewechsel des Bundesrats. Dies zeigt, 
dass Handlungsmöglichkeiten und vorgegebene Spielräume von den be-
troffenen Akteuren nicht immer im gleichen Ausmass genutzt werden.
In der Schweiz sind die direktdemokratischen Prozeduren der einfluss-
reichste Kontextfaktor. Einerseits erleichtern beide Verfahrenstypen – so-
wohl Volksinitiative als auch Referendum – den sozialen Bewegungsor-
ganisationen den Zugang zur Öffentlichkeit deutlich. In Artikeln, welche 
eines der beiden direktdemokratischen Prozeduren thematisieren, ist ihr 
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Anteil an den Sprecheräusserung beträchtlich höher als in Artikeln ohne 
einen solchen Bezug. Die starke öffentliche Präsenz der Zivilgesellschaft 
in der Schweiz generell beruht denn auch hauptsächlich auf dem hohen 
medialen Standing der Bewegungsorganisationen. Andererseits – und dies 
wurde zumindest nicht in diesem Ausmass erwartet – ist auch das Stan-
ding der Parteien während Abstimmungskämpfen deutlich erhöht. Dies 
zeigt, dass sie die direktdemokratischen Instrumente erfolgreich zu ihrer 
Darstellung und öffentlichen Profilierung nutzen. Mit dieser gelungenen 
Anpassungsleistung an die verstärkte Medialisierung von Politik kompen-
sieren sie ihre institutionell schwache Stellung im politischen System der 
Schweiz und erreichen eine vergleichbar hohe öffentliche Präsenz wie ihre 
deutschen Pendants. Dies ist ein weiterer Gegenbeleg zur traditionellen 
Lehrmeinung, dass direktdemokratische Institutionen die Parteien schwä-
chen.
Generalisierungen hinsichtlich der allgemeinen Verfasstheit von Öffent-
lichkeit in den drei Ländern auf Basis dieser Ergebnisse zur Abtreibungs-
debatte sind unausweichlich mit Unsicherheiten behaftet. Dennoch lassen 
sich einige wohlbegründete Vermutungen anstellen. Die hegemoniale Stel-
lung der Parteien in der deutschen Öffentlichkeit, die professionalisierten 
und deshalb lautstarken Bewegungsorganisationen in den USA, sowie der 
positive Einfluss direktdemokratischer Verfahren auf das mediale Standing 
zivilgesellschaftlicher Organisationen und der Parteien in der Schweiz 
– all dies dürften grundsätzliche Charakteristika der einzelnen nationalen 
Öffentlichkeiten sein. Hingegen ist die Regelung des Schwangerschaftsab-
bruchs im Gegensatz zu vielen anderen Issues stark moralisch aufgeladen, 
und unüblich ist auch die hohe Beteiligung von Gerichten und den Kirchen. 
Weiter steht ausser Frage, dass ökonomische Interessen in anderen Politik-
feldern ein viel stärkeres Gewicht haben. Es ist deshalb wahrscheinlich, 
dass die Vorteile, welche Bewegungsorganisationen aus den direktdemo-
kratischen Instrumenten bei der Schwangerschaftsabbruchdebatte ziehen, 
andernorts vermehrt wirtschaftlichen Interessengruppen und Verbänden 
zu Gute kommen. Hinsichtlich des zeitlichen Wandels nationaler Öffent-
lichkeiten geben die Ergebnisse Anlass zu einer gewissen Gelassenheit. 
Konfrontiert man die Entwicklungen über die Zeit nämlich mit den teils 
massiven länderspezifischen Unterschieden, relativiert sich doch einiges. 
So mag das stetig zunehmende öffentliche Engagement des Bundesrates 
für die Schweiz ein Novum sein. Es bewegt sich allerdings lediglich auf 
das Niveau der Exekutiven der beiden anderen Länder zu und kann vor 
diesem Hintergrund als Normalisierung betrachtet werden.
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Auf die mögliche Bewertung der Resultate vor dem Hintergrund nor-
mativer Demokratietheorien soll zum Schluss lediglich hingewiesen wer-
den. Die hohe Beteiligung von zivilgesellschaftlichen Akteuren in der 
Schweiz sowie den USA und das Defizit, welches die deutsche Öffent-
lichkeit diesbezüglich aufweist, ist der vielleicht brisanteste Befund in die-
sem Zusammenhang. Das während Abstimmungskämpfen erhöhte medi-
ale Standing sozialer Bewegungsorganisationen in der Schweiz geht aber, 
wie sich zeigte, oft auf Kosten anderer, schwächerer zivilgesellschaftlicher 
Gruppen. Organisationsfähigkeit und damit verbunden die Möglichkeit 
des gelegentlichen Einsatzes direktdemokratischer Verfahren sind somit 
bei zivilgesellschaftlichen Akteuren Voraussetzung für eine starke und 
dauerhafte öffentliche Präsenz. Direktdemokratische Institutionen – so 
lässt sich folgern – wirken für die Öffentlichkeit durchaus als wirksames 
Korrektiv, die Verhältnisse auf den Kopf zu stellen vermögen sie allerdings 
gewiss nicht.
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Does Direct Democracy Help Outsiders Make Their Voice Heard? How Institu-
tional Settings Influence the Media Standing of Political Actors
This article examines how institutional context factors influence political actors’ oppor-
tunities to express their voice. For the empirical evaluation we draw on three decades 
of abortion debate in Switzerland, Germany and the US. We show that institutionally-
conditioned power differentials considerably determine the media standing of political 
actors. This puts particulary emerging civil society actors, such as social movements, 
at a disadvantage. For the Swiss case, however, we argue that direct democratic proce-
dures countervail this effect, as they allow outsiders to make their mark in the public 
debate. Moreover, we find that the political parties, which are known to have a rather 
weak position in the Swiss institutional framework, also benefit from this. With our 
article we wish to support the call for a contextualisation of political communication 
research in terms of an “institutional turn” and to highlight the potential of comparative 
studies in this field.
La démocratie directe facilite-t-elle que les acteurs marginaux se fassent écou-
ter? L’influence du contexte institutionnel sur la présence des acteurs politiques 
dans les médias
Cet article étudie comment les facteurs institutionnels affectent les possibilités des ac-
teurs politiques d’attirer l’attention du public. Notre évaluation empirique se fonde sur 
une analyse du débatsur l’avortement en Suisse, Allemagne, et aux Etats-Unis pendant 
trente ans. Nous montrons que, au détriment en particulier des acteurs émergents de la 
société civile tels que les mouvements sociaux, des différentiels de pouvoir détermi-
nent considérablement la présence des acteurs dans les medias. En Suisse, cependant, 
les procédures de la démocratie directe atténuent cet effet en permettant aux acteurs 
marginaux d’augmenter leur notoriété. En plus, les partis politiques suisses, connus 
pour leur position relativement faible dans le système institutionnel, en profitent aussi. 
Avec ces résultats notre article veut soutenir l’appel pour une contextualisation de 
l’analyse de la communication politique dans le sens d’un “tournant institutionnaliste”, 
et démontrer le potentiel de l’approche comparative dans la matière.
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